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8 Dritte

richtig für Ihr Votum — für das Ja und für

das Nein — das mich in eine harte Wirklichkeit

hineinſtellt , von der wir herkommen und in die

wir alle hineingehen , aber doch in der Gefolg —

ſchaft deſſen , der ſein Kreuz getragen hat für

uns . Ich bin bereit , dieſen Weg zu gehen im

Vertrauen auf die Wahrheit der Erfahrung des

großen Apoſtels , die er in die Worte gefaßt hat ,

die auch mein Konfirmationsſpruch waren : „ Im

Evangelium von Chriſtus liegt die Kraft Got —

tes , die da ſelig macht alle , die daran glauben . “

Ich bin gewillt , dieſen Weg zu gehen , der da

notwendig treibt in die tatkräftige Liebe , die

alles trägt , alles duldet , alles hofft , und in den

Dienſt unſerer Landeskirche und des Reiches

Gottes .

Daß ſolches geſchehen möge ohne jede Par

teilichkeit in der Nachfolge Chriſti , das iſt mein

heißer Wunſch . Dazu verhelfe mir Gott !

Präſident D. Dr . Keller : Unſere Verfaſſung

ſieht vor , daß der Präſident eine Verpflichtung

ablegt , die ſo lautet :

Sitzung .

„ Ich gelobe vor Gott , daß ich die Ver —

faſſung und Oroͤnung der vereinigten evan —

geliſch - proteſtantiſchen Landeskirche Badens

unverbrüchlich halten , für ihre Wahrung und

ihren Schutz jederzeit mit aller Kraft eintre —

ten und meines Amts mit aller Gewiſſenhaf —

tigkeit , Unparteilichkeit und Gerechtigkeit

walten werde . “

Nachdem aber unſer neugewählter Herr Kir⸗

chenpräſident bereits früher das Gelöbnis

auf dieſe Verpflichtung als Mitglied der Kirchen —

regierung abgelegt hat , iſt es nicht mehr notwen —

dig , daß er auſs neue die Verpflichtung darauf

übernimmt . Ich wollte durch die Verleſung die

Worte nur in das Gedächtnis zurückrufen .

Wir ſind am Schluß unſerer Tagesordnung

angelangt und ich bitte den Herrn Dekan Hof —

zum Schluß zu beten .*⁰heinz , mit un

Deklan Hofheinz ſpricht das Gebet .

Darauf ſchließt der Präſident um 5 Uhr die

Sitzung .

Dritte öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Dienstag , den 7. Oktober 1924 ,

nachmittags 5½ Uhr .

Vizepräſident W. Schulz eröffnet die Sitzung .

Das Gebet ſpricht Abgeordneter Schmitthenner .

Vizepräſident W. Schulz : Außer der Tages —

ordnung , die ſich in Ihrer aller Hände befindet ,

iſt nichts weiteres hier für die Synode eingelau —

ſen als eine Einladung , die der Predigerverein
uns zuſtellen läßt zu ſeiner Tagung am nächſten

Donnerstag .

Nun treten wir in die Behandlung unſerer

Tagesordnung ein und zwar zuerſt des Berichts

des Finanzausſchuſſes über das Geſetz „ Die
„J1

Dienſtbezüge der Geiſtlichen betr .

Berichterſtatter Abgeordneter V. Renner :

Hohe Synode ! In Vertretung des dienſtlich ver —

hinderten und von der Kommiſſion beſtimmten

Berichterſtatters , des Herrn Finanzamtmann

lül
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Dittes , habe ich die Aufgabe übernommen , Ihnen

über die Beſchlüſſe der Finanzkommiſſion zu be —

richten .

Es ſteht zunächſt zur Berichterſtattung das

Geſetz , die Dienſtbezüge der Geiſtlichen betr . Die

Kirchenregierung hat in Anwendung des § 120

Abſ . 1 der Kirchenverfaſſung unter dem 16. Juli

1924 ein vorläufiges kirchliches Geſetz , die Dienſt —

bezüge der Geiſtlichen betr . , beſchloſſen . Es iſt

in Nr . 11 des Kirchlichen Geſetzes - und Verord —

nungsblatts vom 25 . September d. J . veröffent⸗

licht . Nach § 120 Abſ . 2 der Kirchenverfaſſung

bedarf dieſes vorläufige Geſetz der Zuſtimmung

der Landesſynode . Der Finanzausſchuß hat das

vorläufige Geſetz durchberaten und in der

Hauptſache unverändert angenommen . Die ein⸗

zig beſchloſſene Abänderung und etwa wichtig

und erheblich ſcheinenden Bemerkungen im Aus⸗

ſchuß werden bei den einzelnen Paragraphen im

folgenden zur Sprache gebracht werden . Dem —

gemäß iſt zu berichten :

§S1 des Geſetzes wurde unverändert ange —

nommen . § 2 ebenfalls , in dem die Gehaltsſtufen

der Gruppen X und XI gemäß der ſtaatlichen Be —

ſoldungsordnung aufgeführt ſind . § 3, handelnd

vom Dienſtalter , wurde ebenfalls unverändert

angenommen . Ebenſo 8§ 4.

§ 5 , der von den unſtändigen Geiſtlichen , ihrer

Stellung , ihren Bezügen und ihrem Dienſt —

verhältnis handelt , wurde auch unverändert an —

genommen . Dazu hat aber der Finanzausſchuß

geglaubt ausdrücklich ſagen zu ſollen : Wir ha⸗

ben die Auffaſſung , daß es , wenn irgend möglich ,

vermieden werden ſoll , einen geprüften Kandi —

daten auf Wochen oder Monate unbeſchäftigt zu

laſſen und zwar ſowohl im Intereſſe des Kandi —

daten ſelbſt , als auch im Hinblick auf den beſon —

ders in den Städten herrſchenden empfindlichen

Mangel an geiſtlichen Hilfskräften .

§ 6, der von der Dienſtwohnung handelt , un —

verändert .

§ 7, Frauenzuſchlag , unverändert .

ritte Sitzung . 9

§ 8, Kinderzuſchläge , unverändert . Dabei war

der Finanzausſchuß einmütig der Auffaſſung , daß

es dringend geboten wäre , die Kinderzuſchläge

zu erhöhen . Eine ſolche Erhöhung wäre beſon —

ders bei größerer Kinderzahl dringend erwünſcht .

Es iſt daher außerordentlich bedauerlich , daß das

Beſoldungsſperrgeſetz der Synode die Möglich —

keit einer Erhöhung der Kinderzuſchläge nimmt .

§ 9 wurde mit einer Anderung angenom —

men . Der geſamte Paragraph lautet :

„ Das geſamte Dienſteinkommen wird an die

Pfarrer vierteljährlich , an die unſtändigen Geiſt

lichen monatlich und zwar im voraus bezahlt .

Der Oberkirchenrat iſt ermächtigt , die Bezugs —

zeiten aus triftigen Gründen anderweit zu

regeln .

Mit Rückſicht auf die zur Zeit ungektlärte fi —

nanzielle Lage der Landeskirche werden von dem

Grundgehalt ( Grundvergütung ) — §8 2 und 8 5

Abſatz 1 des Geſetzes — einſtweilen nur 80 v.

H. bezahlt .

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Auguſt 1924 in

Kraft . Gleichzeitig treten alle entgegenſtehenden

Beſtimmungen außer Wirkſamkeit .

Der Oberkirchenrat iſt mit dem Vollzug be —

auftragt .

Dieſes Geſetz wird hiermit verkündet . “

§ 9, Abſatz 1 wurde unverändert angenom⸗

men . Nach dem Abſatz 2 ſollen „ mit Rückſicht auf

die zur Zeit ungeklärte ſinanzielle Lage der Lan —

deskirche “ von dem Grundgehalt einſtweilen nur

80 v. H. bezahlt werden . Demgegenüber ſtellt der

Finanzausſchuß zunächſt ein Doppeltes feſt : Ein⸗

mal halten wir dieſe Beſtimmung für eine nur

zeitweilige , in dem Sinne auch , daß ſie nach Mög⸗

lichkeit bald beſeitigt und erſetzt werden müſſe

durch Verſetzung aller Geiſtlichen in den vollen

Bezug der ihnen geſetzlich zuſtehenden Dienſt —

bezüge . Zum anderen war man darüber

einig , daß eine ſolche Beſtimmung , eine

Maßnahme , die nur vorübergehend gelten

ſoll und möglichſt bald aufzuheben iſt , nicht im

Geſetz ſelbſt zu verankern , ſondern beſſer
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Berichterſtatter A dneter V. Renner :

Im Anſchluß an das Geſetz über die Dienſtbe —

züge der Geiſtlichen und zwar gleichfalls unter

dem 16. Juli 1924 wurde ein Geſetz von der Kir⸗

chenregierung erlaſſen , die Ruheſtandsbezüge

Geiſtlichen und die Verſorgungsbezüge ihrer

Hinterbliebenen betr . Durch dieſes proviſori

ſche Geſetz werden die grundlegenden Bedin⸗

gungen über die Zuruheſetzung und die Ruhe⸗

ſtandsbezüge der Geiſtlichen ſowie über die Ver⸗

bgeor

der
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ſorgungsbezüge der Hinterbliebenen nicht be

rührt , ſondern es wurden nur die durch das

proviſoriſche Geſetz über die Dienſtbezüge der

1
Geiſtlichen bedingten Anderungen vo

men .

Das proviſoriſche Geſetz über die Ruheſtands

bezüge und die Verſorgungsbezü —

Ausſchuß durchberaten und angenommen . Ent

ſprechend der Streichung von § 9 Abſ . 2 im Ge

ſetz über die Dienſtbezüge der Geiſtlichen wurden

die Zuſätze über Abzug an de

zügen und den Verſorgungsbezügen in Artikel !

n Ruheſtandsbe

und 2 geſtrichen . Im übrigen wurden unver

trag ! ßinanzausſchuſſes

Hinterbliebenen betr . , werden in Artikel 1

die Ziffer 3 und in Artikel 2 die Ziffer 4 ge⸗

ſtrichen .

Mit dieſer Abänderung wird das ganze Ge
1
hlen .ur Annahme empfoſetz hoher Synode

— —
Die Synode tritt dem Antrag des Finanz

ausſchuſſes bei , indem ſie zuns ſt die genannten

Ziffern der Artikel 1 und 2 ſtreicht und dann das

Geſetz im einzelnen und

Zu Punkt 3 der Tagesordnund , Antrag des

Evang . Pfarrvereins , die Gewährung einer
Dienſtaufwandsentſchädigung betr . , erhält das

Wort

Berichterſtatter Abgeordneter V. Renner :

Anfangs Juli d. J . reichte der beauftragte

Ausſchuß des Evang . Pfarrvereins an den Ober

kirchenrat eine Eingabe ein mit dem Erſuchen ,

die Frage der Dienſtaufwandsentſchädigung im

Wege einer allgemein verpflichtenden Verord

nung zu regeln und dabei einen Betrag feſtzu

ſetzen , der mindeſtens zu gewähren ſei . Der

Oberkirchenrat hielt das nicht als in ſeinem

Sitzung
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an die Synode durch die Ha
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Dritte

dere in den Fällen , in denen das Mißverhältnis

zwiſchen Aufwand und Vergütung klar erwieſen

iſt , ſoll eine durchgreifende Neuregelung der zu

vergütenden Summen ſtattfinden . Und eine hohe

Synode ſoll endlich da , wo während der K riegs

zeit Vergütungen gewährt wurden , die Weiter

zahlung entſprechender Aufwandsentſchädigun⸗

gen verfügen . — Das iſt der erſte Teil dieſes

Antrags .

Der zweite geht dahin , daß die hohe Synode

beſchließen wolle , daß die Vergütungsſummen ,

die ſeither für Mitverſehung erledigter Pfar

reien bezahlt wurden , auf 800 bis 1000 RM . be

meſſen werden möchten je nach Umfang und

Schwierigkeit des Dienſtes .

Auch dieſer Antrag in ſeiner zweifachen Glie

derung wurde nach allen Seiten eingehendſt be

ſprochen und erwogen . Es dürfte ſich erübrigen ,

alle die dazu beigebrachten Materialien hier aus

zubreiten , Begründungen mit Zahlen zu geben

oder die im einzelnen gegebenen ſachlichen Be —

gründungen einer ſolchen notwendigen Er —

höhung und Ausgleichung hier auszuſprechen .

Geſtatten Sie dem Berichterſtatter , Ihnen zu —

ſammenfaſſend als Ergebnis der Beratungen

des Finanzausſchuſſes in dieſer Hinſicht folgen⸗

den Antrag zu unterbreiten :

„ Hohe Synode wolle beſchließen :

1. Wir überweiſen die Eingabe des Evang .

Sitzung

empfehlend überwieſen mit dem Anfü⸗ E

gen , daß ihr nach Maßgabe der vorhan⸗ ſe

denen Mittel entſprochen werden möge . “

Die Entſchließung wird mit allen Stimmen

angenommen .

Es folgt Punkt 5 der Tagesordnung , Antrag

des Evang . Pfarrvereins , Diaſporadienſtvergü —

tung betr .

Berichterſtatter Abgeordneter V. Renner :

Ein weiterer und letzter Antrag des Evang .

Pfarrvereins geht dahin , eine hohe Synode

wolle die Vergütungsſätze für Diaſporadienſte

Zeitgemäß erhöhen und den ganzen Aufwand für

ſolche Dienſte auf landeskirchliche Mittel über

nehmen , damit die Mittel der Reformationsfeſt

kollekte ihrem eigentlichen Sinn und urſprüng

lichen Zweck entſprechend den Diaſporagemein
a

den ſelbſt zugeführt werden können .

Auch dieſer Antrag des Pfarrvereins fand

in Ihrem Ausſchuß eingehende Erwägung und S

Würdigung . Insbeſondere war man ſich darü — 8

ber einig , daß es durchaus den Intereſſen der „

Gemeinden entſpreche , daß die Vergütungen ,
d

die ſeither aus Mitteln der Reformationsfeſt r

kollekte beſtritten wurden , auf allgemeine Kir i

K
chenmittel zu übernehmen ſeien , damit dadurch

die Mittel der Reformationsfeſtkollekte für Un —

terſtützung der Diaſporagemeinden ſrei werden . 0

Es trifft ſich damit auch ein Antrag oder eine t

Pfarrvereins betr . Filialdienſtvergü : - Anregung des Hauptvorſtandes unſeres badi

tungen der Kirchenregierung empfehlend . ſchen Guſtav⸗Adolf - Vereins , der in genau der l

Dazu wünſchen wir , daß eine durchgrei⸗ ſelben Richtung ſich bewegt und darum bittet ,

fende Neuregelung der Filialdienſtver⸗ die perſönlichen Auslagen für Diaſporadienſte 5

gütungen erfolge , jedoch mit der Maß⸗ aus allgemeinen Kirchenmitteln zu beſtreiten ,

gabe , daß die bisherigen Stelleninhabe rdamit die Reformationsfeſtkollekte für Diaſpo

in ihren Bezügen nicht verkürzt werden nabedürfniſſe frei werde . Es wurde in Ihrem

und die Neuregelung im einzelnen Ausſchuß allgemein anerkannt , daß das eine

Falle erſt eintritt bei Neubeſetzung einer Maßregel ſei , die durchaus empfohlen

Pfarrei mit Filialdienſt .

2. Die Eingabe des Pfarrvereins betr .

Vergütung für Mitverſehung erledigte

Pfarreien wird der Kirchenregierung nehmigt und beſchloſſen . Daraus reſultiert als

werden

könne .

Hinſichtlich der Frage der Erhöhung der Ver —

rgütungsſätze wurde eine andere Faſſung ge —
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Ergebnis folgender Antrag des Finanzausſchuſ

ſes an die Synode :

Hohe Synode wolle beſchließen :

1. Die Synode erſucht den Evang . Ober⸗

kirchenrat , einer zeitgemäßen Ausge⸗

ſtaltung und jeweiligen Anpaſſung der

Diaſporadienſtvergütungen untereinan⸗

der wie bisher ſtändige Anufmerkſamkeit

zuzuwenden .

2. Die Diaſporadienſtvergütungen ſind

auf allgemeine Kirchenmittel zu über⸗

nehmen , damit die Reformationsfeſt⸗

kollekte für Unterſtützung der Diaſpora⸗

gemeinden frei wird .

ADer ttrag wird einſtimmig gutgeheißen .

Es folgt nun der Bericht des Verfaſſungs⸗

ausſchuſſes über den Antrag des Evang . Pfarr⸗

vereins , §S 65 , 1 der KV . betr . , durch

Berichterſtatter Abgeordneter Bender : Hohe

Synode ! In der Kirchenverfaſſung lautet der

§ 65 in ſeinem erſten Abſatz folgendermaßen :

„ Von den in einem Jahr zur Beſetzung kommen —

den Pfarreien können 10 von der Kirchenregie —

rung durch Ernennung beſetzt werden . Sie ſind

in der Regel auszuſchreiben . Die Auswahl iſt

nach § 61 Abſ . 2 zu treffen . “

Zu dieſem Punkte der Kirchenverfaſſung iſt

an die Synode eine vom 29 . September 1924 da —

tierte Eeingabe des Evang . Pfarrvereins in Ba —

den eingegangen und zwar folgenden Wort —

lauts :

„ Nach uns zugegangenen Mitteilungen und

Beobachtungen ſind mehrfach Pfarrſtellen ohne

Ausſchreiben durch Ernennung unmittelbar be —

ſetzt worden . Dadurch entging Pfarrern , die

ſchon lange auf einen Wechſel ihrer Stelle im

Intereſſe der Erziehung ihrer Kinder warteten ,

die Möglichkeit , ihre Wünſche geltend zu machen .

Es wäre zweifellos , um allen Klagen und Be —

ſchwerden zu betzegnen , richtiger , in allen Fällen

Gelegenheit zur Bewerbung zu geben . Daher

ſtellen wir den Antrag :
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Hohe Synode wolle beſchließen , daß auch die

durch Ernennung zu beſetzenden Pfarreien aus —

nahmslos auszuſchreiben ſind und daß dem —

gemäß in § 65 Abſ . 1 die Worte „ in der Regel “

geſtrichen werden . “

Ich habe als Berichterſtatter Ihnen über den

Niederſchlag der Verhandlungen im Ausſchuß

folgendes mitzuteilen : Der Verfaſſungsaus —

ſchuß hat von der eingeforderten amtlichen Sta —

tiſtit der unmittelbaren Beſetzungen nach § 65

Abſ . 1 Kenntnis genommen und aus ihr er —

ſchen , daß ſeit Einführung der Kirchenverfaſ —

ſung im Jahre 1920 bis heute von dieſen Be —

ſetzungen 8Smit Ausſchreibung , aber 33 ohne

Ausſchreibung erfolgt ſind . Der Ausſchuß iſt der

überzeugung , daß die Art der Anwendung des

Beſetzungsverfahrens nach § 65 Abſ . 1 dem

Wortlaut und der Abſicht der Verfaſſung nicht

entſpricht . Er iſt aber auch der einmütigen

überzeugung , daß auf die Beſtimmung des 8 65

Abſ . 1 aus ſachlichen Gründen nicht verzichtet

werden kann , wonach dieſe Pfarreien in der Re —

gel ausgeſchrieben werden ſollen , daß aber im⸗

merhin der Kirchenleitung die Möglichkeit gege —

ben werden muß , in dringenden Fällen Pfar —

reien ohne Ausſchreiben zu beſetzen und Pfarrer

zu verſetzen .

Aus dieſen Gründen erklärt der Verfaſſungs —

ausſchuß einmütig :

1. Wir können uns mit der Art , wie der §8 65

Abſ . 1 der Kirchenverfaſſung angewendet

worden iſt , nicht einverſtanden erklären

und müſſen von der Kirchenregierung er —

warten , daß ſie bei künftiger Anwendung

des Paragraphen ſich ſtrenger an die Ver —

faſſung halten wird .

2. Wir halten die Beſtimmung des § 65 Abſ . 1

für unentbehrlich und ſtellen den Antrag :

Hohe Synode wolle beſchließen , über den

Antrag des Pfarrvereins auf Strei⸗

chung der Worte „ in der Regel “ in § 65

Abf . 1 der Kirchenverfaſſung zur Tages⸗

ordnung überzugehen .
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Dieſer Antrag wird der Synode zur An

nahme empfohlen .

Abgeordneter Rohde : Hochwürdige Synode !

Ich ſtimme mit dem Antrag vollſtändig überein ,

möchte ihn aber doch noch nach einer Richtung

hin ein klein wenig unterſtrichen haben . Syno —

dalbeſchlüſſe kommen bald in Vergeſſenheit . Und

es kann doch wohl kein Zweifel ſein , daß man

bei dem Gebrauch , den die Kirchenregierung von

dieſer Beſtimmung der Verfaſſung gemacht hat ,

von einem mißbräuchlichen Gebrauch ruhig

ſprechen kann . Wenn wir nun nicht in der Lage

ſind , zu dem Entſchluß zu kommen , daß alle Stel

len ausgeſchrieben werden müſſen , ſo glaube ich

doch , wir ſollten die Kirchenregierung bitten , daß

ſie jeder Tagung einer ordentlichen Synode einen

Bericht darüber vorlegt , wieviel Pfarreien ſie

ohne Ausſchreibung beſetzt hat und welches die

Gründe geweſen ſind , daß ſie zu dieſer Beſet

zung gekommen iſt .

80
Abgeordneter V. Renner : Als der , der den

Antrag zu vertreten hätte , möchte ich ausſpre —

chen , daß wir durch den Beſchluß der Verfaſ —

ſungskommiſſion uns befriedigt erklären kön —

nen , da er uns ja deutlich und klar auf der einen

Seite beſtätigt , daß das Verfahren , wie es bis⸗

her geübt worden iſt , wohl nicht ganz das rich —

tige war und auf der anderen Seite doch auch

ausſpricht , daß bei richtiger Handhabung der Be —

ſtimmung von 8 65 Abſ . 1 ein Anlaß zur Be —

ſchwerde nicht vorgelegen hätte . In der zuver⸗

ſichtlichen Erwartung und überzeugung , auch in

der ganz beſtimmten und gewiſſen , daß in Hin⸗

kunft dieſe Beſtimmung „ in der Regel “ auch

ihrem Sinne gemäß angewendet werden wird ,

können wir mit dem übergang zur Tagesord —

nung in dieſer Weiſe und in dieſem Sinne zu⸗

frieden ſein . Wir freuen uns des Erreichten und

leben der Erwartung und überzeugung , daß bis⸗

her erhobene Klagen verſtummen werden .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .

Sitzung .

Danach wird in die Behandlung des Antrags

der Kirchengemeinde Tiengen b. W. auf Erhe

bung zur Pfarrei eingetreten .

Berichterſtatter Abgeordneter Bender : Hohe

Synode ! In der Mitte der 50er Jahre des vo

rigen Jahrhunderts entſtand am badiſchen Ober

rhein im Klettgau , in Tiengen und Umgebung

eine kleine Diaſpora , die aus Gründen der In

uſtduſtrialiſierung der Gemeinden jener Gegend

ziemlich ſchnell erheblich angewachſen iſt . Vor

20 Jahren hat man in Tiengen den Kirchenban

aufgeführt und hat eine Wohnung für einen

Geiſtlichen gemietet , als man vor drei Jahren

einen beſonderen Geiſtlichen nach Tiengen zur

Betreuung der Diaſpora dort ernannt hatte .

Der betreffende Seelſorger iſt im Range eines

Pfarrvikars . Sein Tätigkeitsfeld , die Kirchen

gemeinde Tiengen mit den Nebenorten Unter⸗

und Oberlauchringen und einer ziemlich ausge

dehnten Diaſpora mit dem Hauptort Stühlin

gen , hat insgeſamt etwa 1000 Seelen mit etwa

130 evang . Schulkindern im ganzen Paſtora

tionsbezirk . Gottesdienſt ſindet an vier Pre

digtorten ſtatt , religiöſe Unterweiſung auf fünf

Unterrichtsſtationen . Soviel zur allgemeinen

Orientierung als Unterlage für die Behandlung

der Eingabe vom 10. September d. J . an die

Landesſynode , in der die Kirchengemeinde Tien

gen b. W. um Errichtung einer ſelbſtändigen

Pfarrei bittet .

Nach gründlicher Erörterung des Antrags

des Kirchengemeinderats im Verfaſſungsaus —

ſchuß iſt dieſer zu folgender Stellungnahme ge

kommen : Gegenüber der Bitte des Kirchenge

meinderats Tiengen um Errichtung einer Pfar —

rei iſt der Verfaſſungsausſchuß der Anſicht , daß

die Gemeinde bei der jetzigen Bedienung durch

einen Pfarrvikar in geordneter und ausreichen —

der Weiſe verſehen werden kann . Der Aus —

ſchuß ſtellt feſt , daß die Gemeinde Tiengen er —

klärt hat , ſie könne die angeforderte Dotation

des Vikariats mit einem Drittel des Vikarsge —

haltes nicht aufbringen . Der Oberkirchenrat hat
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daraufhin den zu leiſtenden Betrag von 800 auf

600 RM . herabgeſetzt . Wenn die Gemeinde Tien —

gen ſich nun bereit erklärt , den viel höheren Do —

tationsbeitrag für die zu ſchaffende Pfarrei zu

tragen , ſo ſteht das im Widerſpruch mit ihrer

bisherigen finanziellen Selbſteinſchätzung . An⸗

dererſeits iſt feſtzuſtellen , daß es zahlreiche Dia —

ſporagemeinden gibt , die auf wohlwollendes

Entgegenkommen der Landeskirche einen älte —

und dringenderen moraliſchen Anſpruch

Der Verfaſſungsausſchuß iſt der Über —

ren

haben .

zeugung , daß die Kirche bei der gegenwärtigen

Finanzlage außerſtande iſt , dem Wunſche der

Gemeinde Tiengen zu entſprechen , wohl aber in

der Lage iſt , durch die Art der Dienſtverſehung

nöti Stetigkeit in der Verſehung der Ge —

Ausſchuß ſtellt daher den

die

meinde zu ſicherr

einmütigen Antrag :

Der

Hohe Synode wolle hinſichtlich der Eingabe

auf Er⸗

Angele⸗

der Kirchengemeinde Tiengen b. W.

hebung zur Pfarrei beſchließen , die

genheit der Kirchenregierung zur Kenntnis⸗

nahme zu überweiſen .

In der Abſtimmung ergibt ſich einmütige An⸗

nahme .

Es folgt agesordnung , Be —Punkt 8 der T

ſchwerden des Georg Albert 2

über Finanzrat Welker und

rat Buch .

0
A5 olz in Seckenheim

Geh . Oberkirchen —

Berichterſtatter Abgeordnetee Fitzer : Hohe

Beſchwerdeführer hat ſich in

Schreiben vom 10. September 1923

Oberkirchenrat gewendet und

Beſchwerden gegen den

der Tagesordnung genannten Beamten

Kollektur Mannheim vorgebrachr . E be⸗

anſtandete einmal die Grundſätze , nach denen

die Pachtzinſen feſtgeſetzt wurden . Sodann hielt

er die von dem Beamten abgehaltenen Shind

Synode ! Der

einem

an den

rin verſchiedene

da⸗

in

der

grasverſteigerungen nicht für einwandfrei , da

nicht dreimal ausgeboten worden ſei . Schließ —

lich behauptete er , daß einer Frau , während dieſe
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geſchlafen habe , die früher innegehabte Wieſe zu —

geſchlagen worden ſei .

Nachdem der Beamte auf Aufforderung des

Oberkirchenrats eine Gegenerklärung abgegeben

hatte , teilte der Oberkirchenrat unter dem 4. Ok —

tober 1923 dem Beſchwerdeführer mit , daß er

nach dem Ergebnis der über die Beſchwerde ge —

machten Erhebungen keine Veranlaſſung habe ,

die Angelegenheit weiter zu verfolgen .

Beſchwerdeführer gab ſich mit dieſem

Beſcheid nicht zufrieden und verlangte nach —

drücklichſt eine nochmalige Prüfung ſeiner Be —

ſchwerdeſchrift , andernfalls er ſich an die Offent —

lichkeit wenden werde . Das entſprechende

Schreiben des Beſchwerdeführers vom 4. No⸗

vember 1923 wurde durch Bericht des zuſtändigen

Pfarramts vom 5. November 1923 dem Ober⸗

kirchenrat mit dem Bemerken vorgelegt , daß ein

derartiger kurzer Beſcheid den Beſchwerdeführer

vor den Kopf ſtoßen mußte und es dringend er —

wünſcht wäre , daß der Oberkirchenrat dieſen

perſönlich anhöre . Daraufhin teilte der Ober —

kirchenrat dem Pfarramt mit , daß der auf der

Tagesordnung genannte Oberkirchenrat bereit

ſei , dem Beſchwerdeführer zur weiteren münd⸗

lichen Begründung ſeiner Beſchwerde Gehör zu

geben . Dieſe Unterredung hat , wie aus ſpäteren

Außerungen hervorgeht , ſtattgefunden . Die Akten

Oberkirchenrats enthalten darüber nichts

und es iſt auch nicht feſtzuſtellen , wann ſie ſtatt⸗

gefunden hat . Der Verfaſſungsausſchuß hat ſein

Befremden darüber ausgeſprochen , daß das Er —

gebnis dieſer nicht unwichtigen Beſprechung in

den Akten nicht feſtgehalten wurde . Der

ſchwerdeführer hat nun am 16. Junitd . J . zwei

Beſchwerden an die Landesſynode gerichtet , die

ſich auf den Beamten der Kollektur in Mann⸗

heim und den Oberkirchenrat hier beziehen . Erſt

aus ihnen erſieht man , daß in der Zwiſchenzeit

vom November 1923 bis zur Einreichung der

Beſchwerde im Juni d. J . zwiſchen dem Be⸗

ſchwerdeführer und dem Beamten der Kollektur

ein Privatklageverfahren ſchwebte , das am 8.

DorDer

des

Be⸗



16

Mai 1924 zu einem Vergleich vor dem Schöffen⸗

gericht führte .

Die Beſchwerde gegen den Kollekturbeamten

gipfelt in der Zuſammenfaſſung , er erwarte be⸗

ſtimmt , daß die Evang . Landesſynode ſeine vor⸗

gebrachte Beſchwerde unterſuche und zu einem

anderen Reſultat komme als der Evang . Ober⸗

kirchenrat , von welchem er die Antwort erhalten

habe , daß keine Veranlaſſung beſtehe , die Sache

weiter zu verfolgen . Daraus geht hervor , daß

der Beſchwerdeführer von der Synode den glei⸗

chen Sachverhalt nachgeprüft wiſſen wollte , wel —

cher auch dem Oberkirchenrat vorgelegen hat . Der

Auslegung eines Synodalen , daß der Beſchwer —

deführer auch den Inhalt der Beleidigungsange —

legenheit zum Gegenſtand ſeiner Beſchwerde

machen wollte , konnte ſich der Ausſchuß nicht an —

ſchließen und iſt der Anſicht , daß der Beſchwerde —

führer hierwegen an den Oberkirchenrat ſich zu

wenden hat , wenn er in dem Verhalten des Be —

amten bei der Beleidigungsſache etwas Pflicht⸗

widriges erblickt .

In der Sache ſelbſt ſchließt ſich der Verfaſ —

ſungsausſchuß der Entſcheidung des Oberkirchen —

rats an , daß das ſachliche Verhalten des Beamten

bei der Verpachtung von Kirchengütern und

Verſteigerungen in den vorhin erwähnten Fäl⸗

len nicht zu beanſtanden iſt . In der Pachtzins⸗

berechnung und in der Annahme von Pachtzins⸗

abſchlagszahlungen iſt die Kollektur Mannheim

den Anweiſungen des Oberkirchenrats gefolgt ,

ſo daß dem Leiter der Kollektur kein Vorwurf

gemacht werden kann . Im übrigen iſt das drei⸗

malige Ausbieten zwar vorgeſchrieben , wird aber

offenbar dann nicht eingehalten , wenn nach Lage

der Verhältniſſe nach dem erſten oder zweiten

Ausbieten weitere Angebote nicht zu erwarten

ſind , was hier offenbar der Fall war , da hier in

dieſer Richtung eine Beanſtandung nicht gemacht

wurde . Daß ſchließlich einer Frau im Schlafe

der Zuſchlag erteilt wurde , entſpricht nicht den

Tatſachen . Nach der dienſtlichen Erklärung des

betr . Beamten hat ſich der Sachverhalt vielmehr
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ſo zugetragen , daß die ermüdete Frau während

der Verſteigerung einſchlief und der Beamte ſie

weckte , als er merkte , daß ſie ein ihr genehmes

Angebot verſäumen könnte , worauf ſie denn

auch tatſächlich nach ihrem Erwachen ein Los er —

ſteigerte . Dieſes Verfahren dürfte nicht zu bean⸗

ſtanden ſein . Es liegt deshalb keine Veranlaſ —

ſung vor , die Stellungnahme des Oberkirchen

rats zu mißbilligen .

Der Verfaſſungsausſchuß hätte aber gewünſcht ,

daß der Oberkirchenrat dem Beſchwerdeführer

nicht in der kurzen Art die Antwort gegeben

hätte , ſondern daß man wenigſtens etwas auf

die Sache eingegangen wäre und der Autwort

eine ausgleichende , mehr verſöhnliche Form ge⸗

geben hätte .

Was die Beſchwerde gegen den Beamten des

Oberkirchenrats betrifft , ſo vertritt der Ver —

faſſungsausſchuß den Standpunkt , daß die Sum⸗

ode , nachdem der betr . Beamte von ſeinem

Amt zurückgetreten iſt , nicht mehr eine ſachliche

Entſcheidung fällen kann , weil dieſer Beamte in⸗

folge ſeines Ausſcheidens aus dem Dienſte nicht

mehr der Jurisdiktion der Synode unterſteht .

Der Verfaſſungsausſchuß ſtellt deshalb auf⸗

grund dieſer Darlegungen den Antrag , es wolle

die Synode

1. über den Antrag des Georg Albert Vols ,

die Dienſtführung des Finanzrats Welker

im Dienſtaufſichtswege nachzuprüfen und

für eine ſachgemäße Verwaltung der Acker

Sorge zu tragen , zur Tagesordnung über⸗

gehen ;

den Antrag des Georg Albert Volz , dem

Geh . Oberkirchenrat Buch eine angemeſſene

Behandlung evaug . Kirchenausſchußmit⸗

glieder zur Pflicht zu machen und ihm auf⸗

zugeben , ſich zu entſchuldigen , für beruhend

erklären .

Der Autrag wird mit allen Stimmen ange —

nommen .

Zu Punkt 9 der Tagesordnung führt als

Berichterſtatter Abg . Dekan Hofheinz aus :
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Vierte

Hohe Synode ! Einen eigentlichen Bericht zu Nr .

9 unſerer Tagesordnung ſoll ich ihnen nicht er —

ſtatten . Sie haben uns die Eingabe des Pfarrers

a. D. Hettinger um Wiederverwendung ſeines

Sohnes im badiſchen Kirchendienſt überwieſen

und wir haben ſie heute in der Verfaſſungskom —

miſſion behandelt und erledigt . Wir ſind aber

der Anſicht geweſen , daß unſer Entſcheid am

zweckmäßigſten der hohen Kirchenregierung

übergeben werde . Ein formales Recht zu dieſer

Behandlungsweiſe iſt darin gegeben , daß die

Eingabe nicht an die Synode als ſolche , ſondern

an die Petitionskommiſſion gerichtet iſt . Jäd

bin als Berichterſtatter der Kommiſſion beauf

gt, der hohen Synode dieſe Mitteilung zu

machen

Zu P der Tagesordnung erhält das

Wort

Berichterſtatter Abgeordneter Dr . Haas : Herr

Pfarrer Godelmann in Oftersheim hat den An⸗

trag geſtellt , den §S 68 Satz 2 der Kirchenverfaſ —

ſung aufzuheben . Der Satz 1 in 868 beſtimmt ,

daß die Beſetzung einer Pfarrei durch Wahl oder

Ernennung unwiderruflich ſei , und im Satz 2 iſt

beigefügt : „ Nur aus dringenden Rückſichten des

Dienſtes darf die Kirchenregierung einen Pfar

rer ohne ſein Anſuchen verſetzen . “

Der Verfaſſungsausſchuß hat ſich nochmals
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eingehend über die Gründe ausgeſprochen , die zu

dieſem Satz 2 des § 68 geführt haben , und war

übereinſtimmend der Auffaſſung , daß auf dieſen

Satz 2 unter keinen Umſtänden verzichtet werden

kann im Intereſſe der einzelnen Kirchengemein —

den und auch im Intereſſe des Anſehens

der Landeskirche . Das , was zur Begründung

angeführt worden iſt , iſt eine Reihe von Vor⸗

gängen , die ſich in Oftersheim abgeſpielt haben .

Dieſe Vorgänge können aber vollſtändig außer —

acht gelaſſen werden . Denn es hat ſich damals

überhaupt nicht um ein Verfahren gehandelt

zum Zwecke einer zwangsweiſen Verſetzung des

Pfarrers . Außerdem ſind dieſe Vorgänge , ſo⸗

weit ſie in der Eingabe beanſtandet worden

ſind , auch nicht zum Gegenſtand einer ſelbſtän⸗

digen Beſchwerde gemacht worden .

Der Verfaſſungsausſchuß ſtellt deswegen den

Antrag :

„ Hohe Synode wolle beſchließen , über den

Antrag des Pfarrers Godelmann in Ofters⸗

heim auf Aufhebung des 8 68 Satz 2 der Kir⸗

chenverfaſſung zur Tagesordnung überzu⸗

gehen . “

Der Antrag findet einſtimmige Annahme .

Die Sitzung wird darnach mit Gebet des Abg .

Kattermann um 7 Uhr nachm . geſchloſſen .

Vierte öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Mittwochk „ den 8. Oktober 1924 ,
nachm . 6 Uhr .

Präſident D. Dr . Keller eröffnet die Sitzung
Dekan Hauß ſpricht das Gebet .

Präſident D. Dr . Keller : Bevor wir zur Erle —

digung der Tagesordnung übergehen , habe ich

einige Mitteilungen zu machen . Der Kirchen —

präſident hat mir geſchrieben , daß er heute ſein

Amt angetreten hat und die Kirchenregierung

in der Neubildung des Oberkirchenrats begrif⸗
ſen iſt .

Die ſogenannte geiſtliche Bank derſelben iſt

errichtet . Zum Prälaten der Landeskirche wurde

ernannt Herr Stadtpfarrer Kühlewein in Frei⸗

burg , zum Oberkirchenrat Herr Oberkirchenrat

Rapp .

ι===
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